
 

 

 

Zukunft Soziale Marktwirtschaft 

Im Oktober 2021 waren die Preise, die die Verbraucher:innen in Deutschland zahlen 

mussten, 4,5 Prozent höher als im Oktober 2020. Das ist die höchste Inflationsrate in 

Deutschland seit August 1993. Die Ursachen für diese Entwicklung sind vor allem mit 

der Coronapandemie verbunden und als solche temporärer Natur. Langfristig können 

aber die globale demografische Entwicklung sowie zwingend erforderliche Maß-

nahmen zum Klimaschutz die Verbraucherpreise steigen lassen. Die Digitalisierung 

und andere Innovationen wirken diesen inflationären Tendenzen entgegen. 

 

 

 

Inflation – worum geht es? 
Inflation beschreibt einen Zustand, in dem die 

Preise für Güter – allen voran für Konsumgüter – 

im Laufe der Zeit steigen. In marktwirtschaftlich 

organisierten Volkswirtschaften kommt es zu ei-

nem Anstieg der Preise, wenn die gesamtwirt-

schaftliche Nachfrage nach Gütern größer ist als 

deren Angebot. Ökonomen und Ökonominnen 

sprechen in diesem Fall von einem Nachfrage-

überhang. Wenn die gesamtwirtschaftliche Gü-

ternachfrage hingegen geringer ist als das ge-

samtwirtschaftliche Güterangebot, kommt es zu 

sinkenden Preisen, also einer Deflation. 

Neben diesen nachfrageseitigen Inflationsten-

denzen gibt es auch angebotsseitige Inflationsur-

sachen. Sie resultieren aus steigenden Produkti-

onskosten. Sofern diese am Markt durchgesetzt 

werden können, steigen die zu zahlenden 

Preise, was eine inflationäre Wirkung hat. 

 

Die Bedeutung des Verhältnisses von Güter-

nachfrage zu Güterangebot zeigt sich besonders 

deutlich in Phasen wirtschaftlicher Krisen, weil es 

dann zu abrupten Angebots- und Nachfrageän-

derungen kommt. Beispiele sind die globale Fi-

nanz- und Wirtschaftskrise nach der Lehman-

Pleite im September 2008 und die durch die 

Foto einfügen (ACHTUNG: Lizenzbedingungen beachten!) 
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Coronapandemie ausgelöste Weltwirtschafts-

krise. Derartige Wirtschaftskrisen führen u. a. 

dazu, dass private Haushalte ihre Konsumaus-

gaben reduzieren. Sie tun dies entweder freiwil-

lig, weil sie Ersparnisse für eine unsichere Zu-

kunft bilden, oder unfreiwillig, weil sie ihren Ar-

beitsplatz verlieren und daher nur noch über ein 

geringeres Einkommen verfügen. Wie Abbil-

dung 1 zeigt, sind die Verbraucherpreise in 

Deutschland mit dem jeweiligen Ausbruch der 

beiden genannten Krisen spürbar schwächer ge-

stiegen als vor dem jeweiligen Ausbruch. Pha-

senweise gab es sogar einen Rückgang der 

Preise, also eine Deflation – die Veränderungs-

rate der Verbraucherpreise hatte ein negatives 

Vorzeichen. 

Gleichzeitig zeigt Abbildung 1, dass es mit dem 

Anziehen der wirtschaftlichen Aktivitäten zu ei-

nem stärkeren Anstieg der Verbraucherpreise 

kommt. Auch wenn das grundsätzliche Muster 

der Verbraucherpreisentwicklung in den beiden 

Wirtschaftskrisen ähnlich ist, zeigt sich, dass der 

Preisanstieg nach der Coronapandemie spürbar 

stärker ist als nach der globalen Finanz- und 

Wirtschaftskrise 2008/09. Dies ist vor allem da-

rauf zurückzuführen, dass die Lücke zwischen 

der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und dem 

Angebot in der Phase der wirtschaftlichen Erho-

lung – zumindest temporär – größer ist als nach 

dem Ausklingen der Finanz- und Wirtschaftskrise 

2008/09. 

Inflationstreiber in der 

Coronapandemie 
Für das starke Ansteigen der Verbraucherpreise 

gibt es eine Reihe von Ursachen. Dazu gehören 

zunächst einmal technische Gründe: Unmittelbar 

nach Ausbruch der Coronapandemie in Europa 

und den USA kam es dort zu einem spürbaren 

Rückgang der Konsumgüternachfrage. Die Ein-

schränkung von zwischenmenschlichen Kontak-

ten zur Eindämmung 

der Infektionszahlen 

hielt viele Menschen 

von den Geschäften in 

den Innenstädten fern. 

Privatpersonen verzich-

teten zudem auf ge-

plante Güterkäufe, um 

so Ersparnisse für eine 

ungewisse Zukunft zu 

bilden. Und die Unter-

brechung des internati-

onalen Handels ließ die 

Exportgüternachfrage 

einbrechen. 

Unternehmen passen 

sich an Nachfragerückgänge an und verringern 

ihre Produktion – und damit auch die Nachfrage 

nach Rohstoffen, allen voran fossilen Brennstof-

fen. Deren Preise gingen daher mit Ausbruch der 

Coronapandemie zurück, vor allem im März und 

April 2020. Als die Preise mit dem wirtschaftli-

chen Aufschwung wieder steigen, sind sie in den 

gleichen Monaten des Jahres 2021 deutlich hö-

her, was zu einem entsprechend starken Preis-

anstieg führt, der jedoch lediglich ein statistischer 

Sonder- bzw. Einmaleffekt ist. Exemplarisch 

zeigt sich dies am Bei-

spiel des Preises für 

Superbenzin in 

Deutschland zwischen 

Februar und Oktober 

2021 (siehe Tabelle 1). 
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Ein weiterer technischer Grund liegt in der Ab-

senkung der Mehrwertsteuer in Deutschland zwi-

schen dem 1. Juli und dem 31. Dezember 2020. 

Nach dem Auslaufen dieser wirtschaftspoliti-

schen Maßnahme kommt es einmalig zu ent-

sprechend höheren Preisen in den Monaten Juli 

bis Dezember 2021. 

Ein zweiter Grund für die hohe Inflation betrifft 

die Nachfrage nach Gütern. Der wirtschaftliche 

Aufholprozess seit Herbst 2020 führt zu einer 

Steigerung der Nachfrage nach Rohstoffen und 

Vorleistungen, deren Preise steigen somit. Hinzu 

kommt, dass mit dem Ausbruch der Coronapan-

demie Vorleistungen aus China bzw. Asien aus-

blieben. Sofern Unternehmen in Deutschland mit 

Lagervorräten arbeiten, wurden diese aufge-

braucht. Die Wiederauffüllung dieser Vorräte be-

wirkt einen zusätzlichen Nachfrageschub nach 

Rohstoffen und Vorleistungen. Schließlich ist an 

die staatlichen Konjunkturpakete zu denken, die 

die gesamtwirtschaftliche Güternachfrage ankur-

beln und damit nachfrageseitig inflationär wirken. 

Drittens ist auch die Angebotsseite zu berück-

sichtigen. Wegen des Nachfrageausfalls mit Aus-

bruch der Coronapandemie haben Unternehmen 

– zumindest teilweise – ihre Produktionskapazi-

täten heruntergefahren, also Beschäftigte entlas-

sen und Investitionen zurückgefahren. Diese Ka-

pazitäten lassen sich 

nicht immer sofort wie-

der hochfahren – die 

Beschäftigten haben 

sich möglicherweise 

neue Jobs gesucht und 

stehen ihren ursprüng-

lichen Arbeitgeber:in-

nen nicht mehr zur 

Verfügung. Das Ange-

bot der Unternehmen 

kann also nicht sofort an die höhere Nachfrage 

angepasst werden. Der daraus resultierende 

Nachfrageüberhang wirkt preisniveauerhöhend. 

Dies gilt für Endprodukte ebenso wie für Vorleis-

tungen und Rohstoffe. 

Und selbst wenn die Rohstoffe, Vorleistungen 

und Endprodukte bereitstehen, können sie nicht 

immer zeitnah zu den Orten transportiert werden, 

wo sie benötigt werden. Das betrifft z. B. die Ver-

fügbarkeit von Containern: Vor allem in Asien 

fehlen immer wieder Hafenarbeiter:innen wegen 

coronabedingter Quarantäne. Container können 

somit nicht entladen werden und stehen deshalb 

nicht für weitere Transporte zur Verfügung. Da-

mit fehlen Container bzw. sie sind am falschen 

Ort. Auch die Verfügbarkeit von Transportschif-

fen ist gestört: Eine coronabedingte verzögerte 

Wartung von Schiffen lässt die Gefahr von Aus-

fällen auf hoher See steigen. Dies alles führt zu 

Lieferengpässen in Deutschland und Europa. 

Verschärft wurden diese Entwicklungen durch 

die Blockade des Suezkanals durch das Contai-

nerschiff „Ever Given“ im Frühjahr 2021. Alle 

diese Störungen der weltweiten Transportwege 

gab es nach der Lehman-Pleite nicht, daher sind 

nun auch die Anstiege der Verbraucherpreise 

höher als 2009/2010. 

Die Unterbrechung der globalen Lieferketten – 

sowohl durch Produktionsausfälle als auch durch 

Störung der Transporte – ist jedoch nur ein tem-

poräres Phänomen, das sich im Laufe des Jah-

res 2022 abschwächen sollte. Dies zeigt ein 

Blick auf die wichtigsten Konjunkturprognosen 

für Deutschland seit dem 1. September 2021 und 

die entsprechenden Vorhersagen zur Entwick-

lung der Verbraucherpreise bis 2023 (siehe Ta-

belle 2). 

Das bedeutet jedoch nicht, dass das Thema In-

flation damit dauerhaft von der wirtschaftspoliti-

schen Agenda verschwindet. Der weltweite de-

mografische Wandel – d. h. eine wachsende und 

gleichzeitig älter werdende Weltbevölkerung –, 

der Klimawandel, die Verteuerung emissionshal-

tiger Aktivitäten im Zuge des Klimaschutzes und 

Deglobalisierungstendenzen dürften in den 
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nächsten Jahrzehnten zu tendenziell steigenden 

Güterpreisen führen. 

Inflationstreiber in der langen Frist 
 

#1 Globale demografische Entwicklung 

In den nächsten Jahrzehnten wird die Weltbevöl-

kerung weiter wachsen. Nach Schätzungen der 

Vereinten Nationen ist zwischen 2019 und 2050 

mit einem Anstieg der auf der Welt lebenden 

Menschen von rund 7,7 auf 9,7 Milliarden zu 

rechnen (vgl. United Nations 2019). 

Eine wachsende Weltbevölkerung bedeutet eine 

wachsende Nachfrage nach Konsumgütern. In 

den Bereichen, in denen wegen natürlicher 

Grenzen der verfügbaren Ressourcen keine be-

liebig hohe Ausweitung des Angebots möglich 

ist, kommt es zu einem Nachfrageüberhang mit 

inflationären Tenden-

zen. Dies betrifft vor al-

lem den Produktions-

faktor Boden und damit 

die Herstellung von 

Nahrungsmitteln sowie 

die Bereitstellung von 

Wohnraum. 

Ein zweiter Aspekt des 

globalen demografi-

schen Wandels betrifft 

die Alterung der Bevöl-

kerung. Sie äußert sich 

u. a. darin, dass das 

zahlenmäßige Verhält-

nis von Personen im 

erwerbsfähigen Alter zu Personen, die altersbe-

dingt nicht mehr arbeiten, perspektivisch sinkt. 

Für sich genommen bedeutet das: Eine sinkende 

Zahl von Menschen im Produktionsprozess trifft 

auf eine wachsende Zahl von Menschen, die 

konsumieren, aber nicht produzieren. Daraus re-

sultiert ein tendenzieller Nachfrageüberhang auf 

dem Gütermarkt, der für höhere Inflationsraten 

sorgt. Alternativ lässt sich ein alterungsbedingter 

Inflationsdruck wie folgt erklären: Erwerbstätige 

haben ein höheres verfügbares Einkommen als 

Rentner:innen (und Kinder bzw. Jugendliche), 

also haben sie auch eine höhere Sparquote als 

Rentner:innen. Sparen bedeutet einen Nachfra-

geausfall und wirkt deflationär. Ein steigender 

Anteil von Menschen im Rentenalter bedeutet 

eine sinkende Sparquote, also eine höhere Gü-

ternachfrage – und wirkt damit inflationär (vgl. 

Petersen 2020: 8–14). 

Zwischen 1965 und 2010/2015 ist der Anteil der 

Menschen im erwerbsfähigen Alter (also der 15- 

bis 64-Jährigen) an der Weltbevölkerung von 

rund 57 auf 65,5 Prozent gestiegen (siehe 

Abb. 2). Dies wirkt für sich genommen preisni-

veausenkend. Ab 2015 geht dieser Anteil leicht 

zurück, was preisniveauerhöhend wirkt. In Eu-

ropa fällt die so gemessene Alterung der Bevöl-

kerung spürbar stärker aus: Der Anteil der Bevöl-

kerung im erwerbsfähigen Alter sinkt von rund 68 

Prozent im Jahr 2010 auf rund 57 Prozent im 

Jahr 2050. Das bedeutet einen zunehmenden In-

flationsdruck. 

Der weltweite Rückgang des Anteils der Er-

werbsbevölkerung an der Gesamtbevölkerung 

bedeutet darüber hinaus einen Arbeitskräfteman-

gel. Der Nachfrageüberhang auf dem Arbeits-

markt bewirkt einen tendenziellen Lohnanstieg, 

der die Produktionskosten steigen lässt – und 

damit auch die Preise, die die Verbraucher:innen 

zahlen müssen. Gleichzeitig bedeutet ein Ar-

beitskräftemangel, dass die Produktionskapazitä-

ten einer Volkswirtschaft geringer werden. Auch 

das bewirkt einen Anstieg der Verbraucher-

preise. 
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#2 Klimawandel und Dekarbonisierung 

Die Reduzierung der Treibhausgasemissionen 

verlangt u. a. höhere Preise für diese Emissio-

nen, entweder durch eine Mengensteuer oder ei-

nen Preis für Emissionszertifikate. Emissionshal-

tige Produkte und Aktivitäten werden deshalb 

teurer. Die – aus wohlfahrtstheoretischen Erwä-

gungen zwingend erforderliche – Erhöhung des 

Preises für den Ausstoß von Treibhausgasemis-

sionen erhöht die Produktionskosten und damit 

die Güterpreise. Das wirkt inflationär – zumindest 

solange noch keine emissionsfreien Produktions-

technologien existieren. 

Ein höherer Inflationsdruck ergibt sich zudem, 

wenn zur Verringerung des Einsatzes fossiler 

Energiestoffe auf den verstärkten Einsatz von Bi-

okraftstoffen ausgewichen wird. Die Folge ist 

eine höhere Nachfrage nach Getreide, Pflanzen-

ölen, Sojabohnen, Mais und anderen Agrarroh-

stoffen. Dies bedeutet, dass landwirtschaftliche 

Produkte z. T. nicht mehr für die Ernährung der 

Menschen zur Verfügung stehen. Die zusätzliche 

Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten 

als Substitut für fossile Kraftstoffe führt zu höhe-

ren Preisen für diese Agrarprodukte, denn sie 

verringert das Angebot an Nahrungsmitteln. In 

Kombination mit einer wachsenden Weltbevölke-

rung bedeutet das steigende Preise für Nah-

rungsmittel und damit eine höhere Inflationsrate. 

Schließlich ist im Kontext des Klimawandels 

noch auf dessen negativen Effekt auf die Nah-

rungsmittelproduktion hinzuweisen. Im Zuge des 

Klimawandels sind zunehmende Wetterextreme, 

z. B. Hitzewellen, Dürren, Stürme und Überflu-

tungen, zu erwarten. Diese Ereignisse führen zu 

Ernteeinbußen. Zudem ist davon auszugehen, 

dass eine steigende globale Durchschnittstem-

peratur in den meisten Regionen der Welt – vor 

allem im globalen Süden – die Ernteerträge re-

duzieren wird (vgl. Nicoll 2016: 342). Die damit 

einhergehende Dämpfung des Angebots an Nah-

rungsmitteln verschärft den Nachfrageüberhang 

nach diesen Produkten und erhöht somit deren 

Preise. 

 

#3 Deglobalisierung 

Die internationale Arbeitsteilung der letzten Jahr-

zehnte hat einen inflationshemmenden Effekt. 

Unternehmen können preiswertere Vorleistungen 

und Einzelteile aus dem Ausland importieren und 

so ihre Produktionskosten reduzieren. Das be-

deutet eine angebotsseitige Preisniveaudämp-

fung. Verbraucher:innen können einheimische 

Konsumgüter durch preiswertere Angebote aus 

dem Ausland ersetzen. Dadurch sinkt das Ni-

veau der Verbraucherpreise. 

Höhere Emissionspreise im Kontext des Klima-

schutzes verteuern die Transportkosten des 

grenzüberschreitenden Handels mit physischen 

Produkten. Damit verlieren einige Formen der in-

ternationalen Arbeitsteilung ihre betriebswirt-

schaftliche Vorteilhaftigkeit: Wenn der Zuwachs 

der Transportkosten größer ist als der Preisun-

terschied zwischen dem preiswerteren ausländi-

schen und dem teureren inländischen Produkt, 

unterbleibt ein Import – und das bedeutet den 

Verzicht auf die Kosten- und Preisvorteile der in-

ternationalen Arbeitsteilung. Die Folge sind hö-

here Preise für Konsumgüter, also inflationäre 

Tendenzen. 

Ein weiterer Deglobalisierungsschub kann sich 

aus der Unterbrechung der globalen Lieferketten 

im Zuge der Coronapandemie ergeben. Das 

temporäre Fehlen von Vorleistungen und End-

produkten aus dem Ausland lässt in der gesell-

schaftspolitischen Debatte verstärkt Forderungen 

laut werden, die Abhängigkeit vom Import beson-

ders wichtiger Produkte – also z. B. von Medika-

menten, medizinischen Geräten und anderen le-

benswichtigen Produkten – zu verringern (vgl. 

Flach und Steininger 2020: 17). Ein Vorschlag ist 

eine Rückverlagerung der Produktion aus Nied-

riglohnländern nach Deutschland bzw. Europa. 

Sollten sich diese Wünsche durchsetzen, käme 

es zu einer Renationalisierung der Produktion – 

also wiederum zu einer Deglobalisierungsten-

denz mit den schon erwähnten inflationären Im-

plikationen wegen des Verzichts auf die Vorteile 

der internationalen Arbeitsteilung. 
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Nicht vergessen werden dürfen zudem die Stö-

rungen des internationalen Handels durch pro-

tektionistische Maßnahmen. Sie haben ebenfalls 

zur Folge, dass auf Preisvorteile der internatio-

nalen Arbeitsteilung verzichtet wird. Zwar gibt es 

in der jüngsten Vergangenheit Anzeichen der 

Entspannung im Bereich der globalen Handels-

streitigkeiten. So haben die USA und die EU ih-

ren Streit über US-Sonderzölle auf europäische 

Stahl- und Aluminiumexporte Ende Oktober 2021 

vorläufig beigelegt. Im Gegenzug sagte die EU 

zu, auf Vergeltungszölle, z. B. auf Whiskey oder 

Motorräder, zu verzichten. Dennoch sind zukünf-

tige Handelsstreitigkeiten nicht ausgeschlossen. 

Das betrifft vor allem das Verhältnis zwischen 

den USA und China, bei dem es längst nicht nur 

um Handelsstreitigkeiten geht, sondern um die 

globale Technologieführerschaft. Generell ist zu 

befürchten, dass die großen Volkswirtschaften – 

allen voran wiederum die USA und China – in 

der Zukunft verstärkt handelspolitische Instru-

mente einsetzen, um damit (außen-)politische 

Ziele zu erreichen. Das Arsenal der Maßnahmen 

reicht über Zölle und nicht tarifäre Handels-

hemmnisse hinaus und umfasst auch Sanktio-

nen, Exportbeschränkungen und Exportverbote 

(vgl. Görg und Kamin 2021: 854 f.). 

Digitalisierung als 

inflationshemmender Faktor 
Um den genannten inflationserhöhenden Effek-

ten entgegenzuwirken, bietet sich der verstärkte 

Einsatz digitaler Technologien an. Hier ist vor al-

lem an drei inflationsdämpfende Effekte zu den-

ken. 

Erstens: Der Einsatz digitaler Technologien be-

wirkt eine generelle Optimierung von Geschäfts-

prozessen und reduziert so Produktionskosten. 

Die Liste möglicher Einsatzbereiche ist umfang-

reich, dazu nur ein Beispiel: In der Landwirt-

schaft können digitale Technologien eingesetzt 

werden, um das Saatgut, Dünge- und Pflanzen-

schutzmittel sowie die Bewässerung bedarfsge-

recht zu steuern. Drohnen und satellitengesteu-

erte landwirtschaftliche Maschinen sorgen für 

eine punktgenaue Verteilung der erforderlichen 

Mengen an Düngemitteln, Pestiziden, Unkraut-

bekämpfungsmitteln etc. Der entsprechende 

Ressourceneinsatz wird minimiert, weil es zu kei-

ner Verschwendung mehr kommt. Zudem führen 

diese Maßnahmen zu einem höheren Ernteer-

trag. Dies alles wirkt produktivitätssteigernd und 

damit preissenkend (vgl. Petersen und Rausch 

2021: 27). Digitale Technologien bewirken folg-

lich eine höhere Ressourcenproduktivität. Das 

reduziert die Abhängigkeit von fossilen Energien 

und emissionshaltigen Vorleistungen – die aus 

Gründen des Klimaschutzes erforderlichen höhe-

ren Preise für Treibhausgasemissionen fallen 

weniger schwer ins Gewicht. 

Zweitens: Der verstärkte Einsatz von Maschinen, 

Robotern und digitalen Technologien ist eine 

Möglichkeit, um dem alterungsbedingten Arbeits-

kräftemangel zu begegnen. Wenn dadurch feh-

lende Arbeitskräfte ersetzt werden können, redu-

ziert dies den Nachfrageüberhang auf dem Ar-

beitsmarkt – und damit auch den Lohnanstieg, 

der über steigende Produktionskosten zu höhe-

ren Verbraucherpreisen führt. 

Drittens: Wenn digitale Technologien und Ma-

schinen menschliche Arbeitskräfte ersetzen, fe-

dert das die inflationserhöhenden Effekte der 

Deglobalisierung ab. Die Digitalisierung senkt 

dann die Produktionskosten in Deutschland und 

verringert so den Preisnachteil, den Deutschland 

gegenüber Niedriglohnländern bei der Herstel-

lung arbeitsintensiv produzierter Güter hat. 

Neben den technologischen Innovationen ist 

auch an organisatorische Innovationen zu den-

ken, z. B. an die Sharing Economy. Auch dazu 

nur ein Beispiel: Wenn sich im Rahmen des Car-

sharings vier Personen, die bisher jeweils ein ei-

genes Auto besaßen, nun einen Pkw teilen, sinkt 

die Pkw-Nachfrage von vier auf eins. Die sin-

kende Nachfrage wirkt inflationsdämpfend. 

Ausblick 
Inflation, also steigende Preise, sind letztendlich 

ein Ausdruck von realen Knappheiten, d. h., die 

Nachfrage nach Gütern, Rohstoffen oder Pro-

duktionsfaktoren ist größer als das zur Verfü-
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gung stehende Angebot. Wenn die gesamtwirt-

schaftliche Nachfrage dadurch gesteigert wird, 

dass die Zentralbanken viele Kredite zu niedri-

gen Zinsen vergeben, lässt sich die daraus resul-

tierende Inflation durch eine restriktivere Geldpo-

litik bekämpfen. Darüber hinaus ist eine restrik-

tive Geldpolitik grundsätzlich auch in der Lage, 

Preisniveausteigerungen abzumildern, die nicht 

auf eine vorherige expansive Geldpolitik zurück-

zuführen sind. Allerdings bedeuten die dafür er-

forderlichen höheren Zinsen eine Verringerung 

der Investitionen, was sich negativ auf Produk-

tion und Beschäftigung auswirkt. 

Kommt es auch ohne eine lockere Geldpolitik der 

Zentralbanken zu steigenden Güterpreisen, lässt 

sich die Lücke zwischen Güternachfrage und -

angebot durch Effizienz- und Produktivitätsstei-

gerungen schließen. Dies setzt entsprechende 

Innovationen voraus – eine erfolgreiche Innovati-

onspolitik ist dann gleichzeitig eine Antiinflations-

politik. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Literatur 
Flach, L., und M. Steininger (2020). „Globalisie-

rung nach Covid-19: Die Folgen der Pandemie für 

die deutsche Wirtschaft“. ifo Schnelldienst (73) 

7/2020. 17–23. 

Görg, H., un K. Kamin (2021). „Globalisierung trifft 

Geoökonomie“. Wirtschaftsdienst (101) 11/2021. 

854–857. 

Nicoll, N. (2016). Adieu, Wachstum! Das Ende ei-

ner Erfolgsgeschichte. Marburg. 

Petersen, T. (2020). „Alterung, Inflation und inter-

nationale Wettbewerbsfähigkeit“. GED Diskussi-

onspapier. Gütersloh. 

Petersen, T., und T. Rausch (2021). „Klimawandel 

abbremsen – CO2-Preise und digitale Innovation 

als Chance“. Megatrend-Report #03 der Bertels-

mann Stiftung. Gütersloh. 

Statistisches Bundesamt (2021). Preise: Erzeu-

gerpreise gewerbliche Produkte (Inlandsabsatz), 

Preise für leichtes Heizöl, Motorenbenzin und Die-

selkraftstoffe – Lange Reihen ab 1976 bis Oktober 

2021. Wiesbaden. 

United Nations, Department of Economic and 

Social Affairs, Population Division (2019). World 

Population Prospects 2019, Online Edition. 

Rev. 1. 

 



 

 

Zukunft Soziale Marktwirtschaft Policy Brief #2021/04 

 

 

 

Bertelsmann Stiftung 

Carl-Bertelsmann-Straße 256 

D-33311 Gütersloh 

 

 

Armando Garcia Schmidt 

Telefon: +49 5241 81-81543 

armando.garciaschmidt@bertelsmann-stif-

tung.de 

Dr. Thieß Petersen 

Telefon: +49 5241 81-81218 

thiess.petersen@bertelsmann-stiftung.de 

Eric Thode 

Telefon: +49 5241 81-81581 

eric.thode@bertelsmann-stiftung.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     V.i.S.d.P 
 

Titelbild: © photoschmidt - stock.adobe.com 

 

Autor | Kontakt 

 

Thieß Petersen 

Programm Megatrends 

Bertelsmann Stiftung 

thiess.petersen@bertelsmann-stiftung.de 

Telefon: +49 5241 81 81218 

 

 

ISSN: 2191-2459 

 

mailto:armando.garciaschmidt@bertelsmann-stiftung.de
mailto:armando.garciaschmidt@bertelsmann-stiftung.de
mailto:thiess.petersen@bertelsmann-stiftung.de
mailto:eric.thode@bertelsmann-stiftung.de
mailto:thiess.petersen@bertelsmann-stiftung.de

